
Erstattung der Einnahmeverluste für Beitragsausfälle im April und Mai 2020 wegen 

nicht erhobener Beiträge nach § 13 Abs. 1 Satz 1 Kinderförderungsgesetz. 

Gemeinsamer Runderlass des Ministeriums für Inneres und Sport und des Ministeriums für 

Arbeit, Soziales und Integration. 

Vom 30. April 2020 

An die 

Landkreise und kreisfreien Städte und die 

Gemeinden und Verbandsgemeinden in Sachsen-Anhalt. 

 

Präambel 

Die Landesregierung empfiehlt den Trägern von Kindertageseinrichtungen, die Erhebung der 

Elternbeiträge im Monat April für alle Kinder auszusetzen und im Monat Mai für alle Kinder 

die nicht in einer Einrichtung oder Tagespflegestelle betreut werden, auszusetzen. 

Nach der Wiedereröffnung der Einrichtungen werden das Land und die Kommunalen Spit-

zenverbände unter Einbeziehung der anderen Träger über das weitere Vorgehen und etwa-

ige Hilfen des Landes in kommunalfreundlicher Weise entscheiden. 

Das Ministerium für Inneres und Sport wird in diesem Zusammenhang durch kommunalauf-

sichtliche Maßnahmen gewährleisten, dass den Kommunen ein ausreichender Liquiditätskre-

ditrahmen zur Sicherstellung der hierfür erforderlichen Liquidität zur Verfügung steht. 

 

§ 1  

Anwendungsbereich 

(1) Das Land Sachsen-Anhalt erstattet den Gemeinden und Verbandsgemeinden im 

Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel Einnahmeverluste, die sie dadurch erlitten haben, 

dass sie auf Grund der vom Land getroffenen Einschränkungen zur Eindämmung der Aus-

breitung des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 in Sachsen-Anhalt von Eltern keine Bei-

träge nach § 13 Abs. 1 Satz 1 Kinderförderungsgesetz erhoben haben. Dies gilt für den Mo-

nat April 2020 für alle Elternbeiträge, unabhängig davon ob das Kind betreut wurde. Für den 

Monat Mai 2020 wird die Erstattung auf die Elternbeiträge für alle Kinder, die nicht in einer 

Einrichtung oder Tagespflegestelle betreut wurden, erfolgen. Es ist den Gemeinden überlas-

sen, wie sie die Beiträge für die Notbetreuung festsetzen und berechnen. 

(2) Dabei ist es unerheblich, ob die Gemeinde oder Verbandsgemeinde die Beiträge 

selbst erhebt oder gemäß § 13 Abs. 3 Satz 2 durch die Träger der Einrichtungen. Dies gilt 

auch für Beiträge von Eltern, die im Monat April eine Notbetreuung in Anspruch genommen 

haben. 

(3) Absatz 1 gilt auch in den Fällen, in denen die Gemeinden und Verbandsgemeinden 

die Beiträge zwar erhoben, diese aber den Eltern wieder erstatten. Der Erstattung steht Gut-

schrift auf dem jeweiligen Beitragskonto gleich. 

Wie?






